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Zweiter Unterabschnitt 

Bedingte Kapitalerhöhung 

§ 159. Voraussetzungen 
 

(1) Die Hauptversammlung kann eine Erhöhung des Grundkapitals beschließen, die nur so weit 
durchgeführt werden soll, als von einem unentziehbaren Umtausch- oder Bezugsrecht Gebrauch gemacht wird, 
das die Gesellschaft auf die neuen Aktien (Bezugsaktien) einräumt (bedingte Kapitalerhöhung). 

(2) Die bedingte Kapitalerhöhung darf nur zu folgenden Zwecken beschlossen werden: 
 1. zur Gewährung von Umtausch- oder Bezugsrechten an Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen; 
 2. zur Vorbereitung des Zusammenschlusses mehrerer Unternehmungen; 
 3. zur Einräumung von Aktienoptionen an Arbeitnehmer, leitende Angestellte und Mitglieder des 

Vorstands und Aufsichtsrats der Gesellschaft oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens. Der 
Vorstand hat der Hauptversammlung einen schriftlichen Bericht zu erstatten, der zumindest folgende 
Punkte enthalten muss: die der Gestaltung der Aktienoptionen zugrunde liegenden Grundsätze und 
Leistungsanreize; Anzahl und Aufteilung der einzuräumenden und bereits eingeräumten Optionen auf 
Arbeitnehmer, leitende Angestellte und auf die einzelnen Organmitglieder unter Angabe der jeweils 
beziehbaren Anzahl an Aktien; die wesentlichen Bedingungen der Aktienoptionsverträge, insbesondere 
Ausübungspreis oder die Grundlagen oder die Formel seiner Berechnung; Laufzeit sowie zeitliche 
Ausübungsfenster, Übertragbarkeit der Optionen und allfällige Behaltefrist für bezogene Aktien. Im Fall 
der Gewährung von Aktienoptionen an Vorstandsmitglieder erstattet der Aufsichtsrat den Bericht. Der 
Bericht ist mindestens während der letzten vierzehn Tage vor dem Tag der Hauptversammlung zur 
Einsicht der Aktionäre im Geschäftsraum der Gesellschaft aufzulegen; auf Verlangen ist jedem Aktionär 
unverzüglich und kostenlos eine Abschrift des Berichts zu erteilen; in der Veröffentlichung der 
Tagesordnung sind die Aktionäre auf diese Rechte oder auf eine allfällige Veröffentlichung des 
Berichtes gemäß § 82 Abs. 9 BörseG hinzuweisen. 

(3) Zu einer bedingten Kapitalerhöhung für die Einräumung von Aktienoptionen an Arbeitnehmer, leitende 
Angestellte und Mitglieder des Vorstands kann die Hauptversammlung den Vorstand bis zu einem bestimmten 
Nennbetrag auch ermächtigen; die Entscheidung des Vorstands bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats. Der 
Vorstand hat einen Bericht gemäß Abs. 2 Z 3 spätestens zwei Wochen vor Zustandekommen des 
Aufsichtratsbeschlusses zu veröffentlichen. Die Ermächtigung kann höchstens für fünf Jahre erteilt werden. 

(4) Der Nennbetrag des bedingten Kapitals darf insgesamt die Hälfte, der Nennbetrag eines nach Abs. 2 Z 3 
beschlossenen Kapitals dabei den zehnten Teil des zur Zeit des Beschlusses über die bedingte Kapitalerhöhung 
vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigen. Bei Gesellschaften mit Stückaktien muss sich die Gesamtzahl der 
Aktien im Verhältnis des Erhöhungsbetrages zum bisherigen Grundkapital vergrößern. 



  Bundesrecht 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

(5) Das Gesamtausmaß der auf Grund von Optionen der Arbeitnehmer, der leitenden Angestellten und der 
Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder der Gesellschaft oder eines verbundenen Unternehmens beziehbaren 
Aktien der Gesellschaft darf den fünften Teil des vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigen. 

(6) Ein dem Beschluß über die bedingte Kapitalerhöhung entgegenstehender Beschluß der 
Hauptversammlung ist nichtig. 

(7) Die folgenden Vorschriften über das Bezugsrecht gelten sinngemäß für das Umtauschrecht. 


